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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

— Drucksache V/1450 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Süsterhenn 


L Allgemeines 

Die Bundesregierung hat unter dem 20. Februar | 
1967 dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes j 
zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung j 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes — Druck- | 
Sache V/1450 — zugeleitet. Der Bundestag hat den ' 
Gesetzentwurf in seiner 107. Sitzung am 28. April 
1967 in der ersten Lesung beraten und ihn an den : 
Rechtsausschuß zur weiteren Beratung überwiesen. | 
Der Rechtsausschuß hat die Vorlage am 29. No- i 
vember 1967 abschließend behandelt. | 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu § 1 Abs. 2 

Bei der Beratung des „Ausführungsgesetzes" nach 
\rtikel 95 Abs. 3 GG des Entwurfs zur Änderung 
oes Grundgesetzes (siehe Drucksache V/1449) wurde 
der Frage des Sitzes des Gemeinsamen Senates be- 
sondere Beachtung geschenkt. Es wurde der Vor- 
schlag gemacht, den Sitz des Gemeinsamen Senats 
in Berlin festzulegen; einmal seien dort bereits zwei 
obere Bundesgerichte vertreten — das Bundesver- 
waltungsgericht und der „Berliner Senat" des Bundes- 
gerichtshofs zum anderen sei dies kostenmäßig 
günstiger, und schließlich erscheine es aus politi- 
schen Gründen zweckmäßig. Gegen diesen Vorschlag 
wurde eingewandt, in Karlsruhe bestehe eine 
direkte Berührung mit dem Bundesverfassungs- 
gericht, und im übrigen seien dort die Arbeitsbedin- 
gungen wegen der umfangreichen juristischen 
Bibliotheken besonders günstig. Gegen den Gedan- ^ 


ken des „rollierenden Systems" des Sitzes des 
Gemeinsamen Senates wurden Bedenken wegen 
der sich daraus ergebenden Probleme der Geschäfts- 
stelle des Gerichtes vorgebracht. 

Der Ausschuß sprach sich daher für Karlsruhe als 
Sitz des Gemeinsamen Senates aus. 

2. Zu § 2 Abs. 1 

Durch die Formulierung des § 2 Abs. 1 soll ver- 
deutlicht werden, daß der Gemeinsame Senat sich 
nicht mit Detailfragen befassen sollte; in der Bewer- 
tung einer Rechtsfrage, ob sie grundsätzlich ist, 
könne man Vertrauen zum Gemeinsamen Senat und 
zu den obersten Gerichten haben. Dagegen wurde 
zu bedenken gegeben, daß, wenn der Gemeinsame 
Senat schon zur Wahrung der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung errichtet wird, er dann aber auch 
alle Divergenzen entscheiden solle. Bei der geringen 
Zahl der Divergenzen, die sich aus dem Anhang zum 
Regierungsentwurf (Seiten 13 bis 16) ergebe, sei 
eine Prüfung der grundsätzlichen Bedeutung einer 
Rechtsfrage überflüssig. 

Der Ausschuß schloß sich diesen Erwägungen an 
und hat daher die Worte „von grundsätzlicher Be- 
deutung" in § 2 Abs. 1 ersatzlos gestrichen. 

3. Zu § 2 Abs. 2 

In § 2 Abs. 2 ist das allgemeine Rechtsprinzip 
der Subsidiarität ausgedrückt. Bei Divergenzen in- 
nerhalb eines Gerichtes entscheidet zunächst der 
dort eingerichtete Große Senat, erst wenn dieser 
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von einer Entscheidung eines anderen Gerichtes ab- 
weichen will, ist der Gemeinsame Senat anzurufen; 
vorlegungspflichtig ist in diesem Fall der Ckoße 
Senat. Bestehen Divergenzen zwischen den Senaten i 
zweier verschiedener Gerichte, so legt der Senat i 
die Rechtsfrage dem Gemeinsamen Senat vor, der 
von der Entscheidung des anderen abweichen will, : 
also der zeitlich später entscheidende; hier wird ein 
Großer Senat nicht tätig. 

4. Zu § 3 Abs. 1 

Die Zusammensetzung des Gemeinsamen Senates 
nach § 3 Abs. 1 begegnete starken Bedenken, da 
damit eine Art „Präsidentenclub" geschaffen würde; 
zudem seien die Präsidenten mit Verwaltungsauf- | 
gaben an ihren Gerichten überhäuft. Es sei auch | 
nicht nötig, daß jeder der „Streitteile" mit drei Perso- ! 
nen vertreten sei; ausreichend wären drei neutrale ' 
Richter und je zwei „Streitteile". Die neutralen | 
Richter sollten nach dem GVG oder nach der Ge- 
schäftsordnung des jeweiligen Gerichtes bestellt | 
werden; zumindest sollte den Gerichten freigestellt , 
werden, ob sie sich durch den Präsidenten oder 
durch einen anderen Richter vertreten lassen wol- | 
len. Die Regierungsvorlage geht in diesem Punkt 
auf eine Bitte der Chef-Präsidenten selbst zurück. 
Für die vorgeschlagene Regelung spricht, daß jeder 
Präsident noch einem eigenen Senat vorsitzt und 
die Verwaltungsaufgaben nicht so schwerwiegend 
sind. Im Interesse der Kontinuität der Besetzung des 
Gemeinsamen Senats sind die Präsidenten die ge- 
eignetsten Richter; auch haben sie den besten Ge- 
samtüberblick über die Rechtsprechung ihrer Ge- 
richte. Damit ergibt sich aber auch, daß von den 
beteiligten Gerichten mindestens noch zwei weitere 
Richter, die direkt mit der Sache befaßt sind, heran- 
gezogen werden müssen, nämlich der jeweilige 
Senatspräsident und je ein weiterer Richter der be- 
teiligten Senate. 

Der Ausschuß sprach sich auf Grund dieser Er- 
wägungen für die Regelung in der Regierungsvor- 
lage aus. 

5. Zu § 3 Abs. 4 

Bedenken wurden weiterhin gegen die Fassung 
des § 3 Abs. 4 vorgebracht. Fliernach sei eine will- 
kürliche Bestellung der Richter möglich und das 
Prinzip des gesetzlichen Richters nicht ausreichend 
berücksichtigt. Die Festlegung der weiteren beteilig- 
ten Richter sei im voraus erforderlich. Diesen Beden- 
ken wurde Rechnung getragen durch den Vorschlag, 
die weiteren beteiligten Richter im Geschäftsvertei- 
lungsplan des Präsidiums der einzelnen obersten 
Gerichte für die Dauer von zwei Jahren zu bestim- 
men. Das entspricht einer Anregung aus einer 
gemeinsamen Stellungnahme des Präsidenten der 
oberen Bundesgerichte. 

Die Mehrheit des Ausschusses schloß sich daher 
dem Vorschlag an und änderte den § 3 Abs. 4 in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung ab. 

6. Zu § 5 Satz 1 

Die Frage des Vorsitzes im Gemeinsamen Senat, 

§ 5 Satz 1, wurde in seiner jetzigen Fassung für 


keine optimale Lösung gehalten, Obwohl Einmütig- 
keit darüber herrschte, daß der Posten des Vorsit- 
zenden neutralisiert und die Rolle des Vorsitzenden, 
der ja dieselben Rechte wie die anderen Richter hat, 
bei reinen Rechtsfragen nicht überschätzt werden 
sollte, war die Mehrheit des Ausschusses letztlich 
doch der Ansicht, daß auch der Anschein vermieden 
werden sollte, der Vorsitzende sei am Streit selbst 
beteiligt. Auch sei eine gewisse Rivalität zwischen 
den Gerichten nicht von der Hand zu weisen. Der 
Schönheitsfehler, der vermieden werden soll, sei 
dadurch zu beseitigen, daß der lebensälteste der 
neutralen Präsidenten den Vorsitz führen soll. 

Der Ausschuß änderte daher den § 5 Satz 1 ent- 
sprechend ab. Auf die Änderung des § 5 Satz 2 wird 
im Zusammenhang mit der Änderung des § 15 Abs. 1 
eingegangen (siehe Nr. 9 a. E.). 

7. Zu § 13 Abs. 4 

Einer Anregung, die Bimdesdisziplinaranwälte 
dem Oberbundesanwalt in § 13 Abs 4 gleichzu- 
stellen, stimmte der Ausschuß einstimmig zu. 

8. Zu § 14 

Die Vorschrift des § 14 ist einer Bestimmung der 
Geschäftsordnung des BGH nachgebildet, wonach 
ein Senat, der von der Rechtsprechung eines ande- 
ren Senates abweichen will, zunächst bei diesem 
anfragt, ob er an seiner Rechtsprechung festhalten 
i will; der erstentscheidende Senat kann dann er- 
I klären, daß er seine frühere Rechtsprechung aufgibt, 
wodurch sich ein Verfahren vor dem Großen Senat 
erübrigt. Auch lag der Vorschrift der Gedanke zu- 
I gründe, den Gemeinsamen Senat nur bei wirklichen 
■ Divergenzen entscheiden zu lassen; eine solche liegt 
I aber dann nicht vor, wenn der Vertreter des erst- 
i entscheidenden Senates in der Verhandlung des 
I Gemeinsamen Senates seine frühere Rechtsprechung 
aufgibt. Durch § 14 soll gerade das eigene Ab- 
weichen nicht unmöglich gemacht werden. Ein inter- 
nes „Aushandeln" von Entscheidungen zwischen 
I zwei obersten Gerichtshöfen wird dadurch verhin- 
I dert, daß die Aufgabe der früheren Rechtsprechung 
durch ausdrücklichen Beschluß erfolgen muß. 

Auf Grund dieser Erwägungen stimmte der Aus- 
schuß der zwar ungewöhnlichen, aber doch prakti- 
kablen Vorschrift des § 14 zu und stellte Bedenken 
darüber zurück, ob durch die Aufgabe der eigenen 
Rechtsprechung die Würde eines obersten Bundes- 
gerichtes gefährdet wird. 

9. Zu § 15 Abs. 1 und 2 

Im zweiten Abschnitt (Verfahrensvorschriften) des 
Entwurfs wurde zunächst das Problem der münd- 
lichen Verhandlung erörtert (§ 15 Abs. 1 Satz 1). 
Einerseits erschien eine obligatorische mündliche 
Verhandlung zu umständlich, da stets nur Rechts- 
fragen zur Entscheidung anstehen, andererseits 
wollte man den am Ausgangsverfahren beteiligten 
Parteien nicht durch ein obligatorisches schriftliches 
Verfahren die Möglichkeit nehmen, ihre Rechtsan- 
sichten vorzutragen. Auch war der Gesichtspunkt 
i maßgebend, daß bei dreien der Großen Senate an 
I den fünf oberen Biindesgerichten eine mündliche 
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Verhandlung möglich ist. Gegen eine Fakultativ- 
möglichkeit sprach, daß der Gemeinsame Senat erst 
in einer Art Vorentscheidung zur Frage der münd- 
lichen Verhandlung Stellung nehmen müßte. 

Der Ausschuß war daher einmütig der Ansicht, 
die mündliche Verhandlung obligatorisch zu machen, 
gleichzeitig aber eine Verzichtmöglichkeit einzu- 
führen. 

Der bisherige Satz 2 des Absatzes 1 des § 15 
sollte nicht ersatzlos wegfallen, sondern in abge- 
änderter Form in einem Satz 3 angefügt werden. 
Dadurch soll ausdrücklich das Recht auf rechtliches 
Gehör festgelcgt werden. 

Aus diesen Änderungen ergab sich die Notwen- 
digkeit einer redaktionellen Änderung dos § 15 
Abs. 2, da der Gemeinsame Senat nun nicht mehr 
durch Beschluß, sondern auch durch Urteil entschei- 
den kann. 

Ebenfalls eine redaktionelle Änderung war in § 5 
Satz 2 erforderlich, da sich die Tätigkeiten des Vor- 
sitzenden um die Leitung der mündlichen Verhand- 
lung erweitert haben. 

10. Zu § 17 Abs. 2 und § 21 

Einem Vorschlag, außergerichtliche Kosten des 
Verfahrens vor dem Gemeinsamen Senat entgegen 
§ 17 Abs. 2 zu erstatten, folgte der Ausschuß nicht. 
Abgesehen davon, daß sich dabei Schwierigkeiten 
der Berechnung über § 113 der BRAGebO ergeben 
hätten, worin der Grundsatz der Gebühren nach der 
Ausgangslage durchbrochen wird, sollte das Ver- 
fahren vor dem Gemeinsamen Senat auch kosten- 


rechtlich nicht zu einer weiteren Instanz gestaltet 
werden. Dieses Verfahren, das von den Ausgangs- 
parteien weder in Gang gesetzt noch vermieden 
werden kann, das also von Amts wcvgen eingeleitet 
wird, ist Teil des anhängigen Revisionsverfahrens; 
die Anwaltsgebühren enthalten demnach auch be- 
reits die Vergütung für die Tätigkeit des Anwalts 
im Verfahren vor dem Gemeinsamen Senat. Die 
Rechtsanwaltsgebühren für ein Verfahren, das dem 
Parteieinfluß weitgehendst entzogen ist, sollen nicht 
auf die Parteien abgewälzt werden. 

Der Ausschuß sprach sich daher einstimmig für die 
Regelung des § 17 in der Fassung des Entwurfs aus 
und bt^schloß folgerichtig die ersatzlose Streichung 
des § 21. 

11. Zu den §§ 18, 19 und 20 

Die Erweiterung der Revisions- und Vorlegungs- 
gründe nach § 18 wurde vom Ausschuß einstimmig 
gebilligt, ebenso die lediglich redaktionellen Ände- 
rungen bereits bestehenden Rechtes, wie sie durch 
die §§ 19 und 20 vorgesehen sind. 

12. Zu § 22 

Die Einfügung des Wortes „in" vor dem Wort 
„Verordnungen" ist rein redaktioneller Natur. 

Den Rechtsausschuß hat den Entwurf eines Ge- 
setzes zur A'Vahriing der Einheitlichkeit der Recht- 
sprechung der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
— “ Drucksache V/1450 — so, wie oben im einzelnen 
erläutert, beschlossen und empfiehlt ihn dem Bun- 
destag zur Annahme. 


Bonn, den 5. Dezember 1967 


Dr. Süsterhenn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf Drucksache V/T45Ü — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 5. Dezember 1967 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Wilhelmi 

Vorsitzender 


Dr. Süsterhenn 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

— Drucksache V/1450 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 

(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Gemeinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe 
§ 1 

Bildung des Gemeinsamen Senats 

(1) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Recht- 
sprechung der in Artikel 95 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes genannten obersten Gerichtshöfe des Bun- 
des wird ein Gemeinsamer Senat dieser obersten 
Gerichtshöfe gebildet. 

(2) Der Gemeinsame Senat hat seinen Sitz in 
Karlsruhe. 

§ 2 

Zuständigkeit 

(1) Der Gemeinsame Senat entscheidet, wenn 
ein oberster Gerichtshof in einer Rechtsfrage von 
grundsätzlicher Bedeutung von der Entscheidung 
eines anderen obersten Gerichtshofs oder des Ge- 
meinsamen Senats abweichen will. 

(2) Sind nach den Gerichtsverfassungs- oder Ver- 
fahrensgesetzen der Große Senat oder die Ver- 
einigten Großen Senate eines obersten Gerichtshofs 
anzurufen, so entscheidet der Gemeinsame Senat 
erst, wenn der Große Senat oder die Vereinigten 
Großen Senate von der Entscheidung eines anderen 
obersten Gerichtshofs oder des Gemeinsamen 
Senats abweichen wollen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Gemeinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

Zuständigkeit 

(1) Der Gemeinsame Senat entscheidet, wenn ein 
oberster Gerichtshof in einer Rechtsfrage von der 
Entscheidung eines anderen obersten Gerichtshofs 
oder des Gemeinsamen Senats abweichen will. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

§ 3 

Zusammensetzung 

(1) Der Gemeinsame Senat besteht aus 

1. den Präsidenten der obersten Gerichts- 
höfe, 

2. den Präsidenten der beteiligten Senate 
und 

3. je einem weiteren Richter der beteiligten 
Senate. 

(2) Führt der Präsident eines obersten Gerichts- 
hofs den Vorsitz in einem beteiligten Senat, so 
wirken außer ihm zwei weitere Richter des beteilig- 
ten Senats in dem Gemeinsamen Senat mit. 

(3) Bei Verhinderung des Präsidenten eines ober- 
sten Gerichtshofs tritt sein Vertreter im Großen 
Senat, bei Verhinderung des Präsidenten eines 
beteiligten Senats sein Vertreter im Vorsitz an 
seine Stelle. 

(4) Die zu entsendenden Richter (Absatz 1 Nr. 3 
und Absatz 2) werden von den beteiligten Senaten 
durch Beschluß bestimmt. 

§ 4 

Beteiligte Senate 

(1) Beteiligt sind der vorlegende Senat und der 
Senat des obersten Gerichtshofs, von dessen Ent- 
scheidung der vorlegende Senat abweichen will. Ist 
der Senat des anderen obersten Gerichtshofs bei 
Eingang des Vorlegungsbeschlusses für die Rechts- 
frage nicht mehr zuständig, so tritt der nach der 
Geschäftsverteilung nunmehr zuständige Senat an 
seine Stelle. Haben mehrere Senate des anderen 
obersten Gerichtshofs über die Rechtsfrage ab- 
weichend entschieden, so ist der Senat beteiligt, der 
als letzter entschieden hat, sofern nach der Ge- 
schäftsverteilung nicht ein anderer Senat bestimmt 
ist. 

(2) Wird die Rechtsfrage von dem Großen Senat 
eines obersten Gerichtshofs vorgelegt oder will der 
vorlegende Senat von der Entscheidung des Gro- 
ßen Senats eines anderen obersten Gerichtshofs 
abweichen, so ist der Große Senat der beteiligte 
Senat. Entsprechendes gilt für die Vereinigten Gro- 
ßen Senate eines obersten Gerichtshofs. 

§ 5 

Vorsitz 

Den Vorsitz führt der Präsident des vorlegenden 
obersten Gerichtshofs. Er wird bei der Leitung der 
Beratung und Abstimmung durch den lebensältesten 
der anwesenden Präsidenten der anderen obersten 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 3 

Zusammensetzung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die zu entsendenden Richter (Absatz 1 Nr. 3 
und Absatz 2) und ihre Vertreter werden von den 
Präsidien der obersten Gerichtshöfe für die Dauer 
von zwei Geschäftsjahren bestimmt. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Vorsitz 

Den Vorsitz führt der lebensälteste Präsident der 
nichtbeteiligten obersten Gerichtshöfe. Er wird bei 
der Leitung der mündlichen Verhandlung sowie der 
Beratung und Abstimmung durch den lebensältesten 
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Entwurf 

Gerichtshöfe, bei den übrigen Geschäften des Vor- 
sitzenden durch seinen Vertreter im Großen Senat 
vertreten. 

§ 6 

Abstimmung 

Der Gemeinsame Senat entscheidet mit der Mehr- 
heit der Stimmen seiner Mitglieder. 

§ 7 

Vorrang der Amtsgeschäfte im Gemeinsamen Senat 

Die Tätigkeit im Gemeinsamen Senat geht der 
Tätigkeit an dem obersten Gerichtshof vor. 

§ 8 

Geschäftsstelle 

Für den Gemeinsamen Senat wird eine Geschäfts- 
stelle eingerichtet. Das Nähere bestimmt der Bun- 
desminister der Justiz. 

§ 9 

Rechts- und Amtshilfe 

Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden leisten 
dem Gemeinsamen Senat Rechts- und Amtshilfe. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahrensvorschriften 
§ 10 

Grundsatz 

Soweit in §§ 11 bis 17 nichts anderes bestimmt 
ist, gelten für das Verfahren vor dem Gemein- 
samen Senat die Vorschriften für das Verfahren vor 
dem vorlegenden Senat entsprechend. 

§ 11 

Vorlegungsverfahren 

(1) Das Verfahren vor dem Gemeinsamen Senat 
wird durch einen Vorlegungsbeschluß eingeleitet. 
In diesem ist die Entscheidung des obersten Ge- 
richtshofs, von der der vorlegende Senat abweichen 
will, zu bezeichnen. Der Beschluß ist zu begründen 
und den am Verfahren Beteiligten zuzustellen. 

(2) Die Senate, die Großen Senate oder die 
Vereinigten Großen Senate der obersten Gerichts- 
höfe holen die Entscheidung des Gemeinsamen 
Senats unmittelbar ein. Gleichzeitig ist das Verfah- 
ren vor dem vorlegenden Senat auszusetzen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

der anwesenden Präsidenten der anderen obersten 
Gerichtshöfe, bei den übrigen Geschäften des Vor- 
sitzenden durch seinen Vertreter im Großen Senat 
vertreten. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahrensvorschriften 
§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 
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Entwurf 

§ 12 

Stellungnahmen der obersten Gerichtshöfe 

(1) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Senats 
gibt den obersten Gerichtshöfen von dem Vor- 
legungsbeschluß Kenntnis. Die obersten Gerichts- 
höfe teilen dem Gemeinsamen Senat mit, ob, mit 
welchem Ergebnis und mit welcher Begründung sie 
die streitige Rechtsfrage bisher entschieden haben 
und welche damit zusammenhängenden Rechts- 
fragen zur Entscheidung anstehen. 

(2) Der Gemeinsame Senat kann einen obersten 
Gerichtshof ersuchen, seine Auffassung zu einer für 
die Entscheidung erheblichen Rechtsfrage dar- 
zulegen. Der ersuchte oberste Gerichtshof legt eine 
Äußerung des Senats vor, der nach der Geschäfts- 
verteilung zur Entscheidung über die streitige 
Rechtsfrage zuständig ist oder, wenn nach der Ge- 
schäftsverteilung kein bestimmter Senat zuständig 
ist, vom Präsidium bestimmt wird. Auch ohne 
Ersuchen kann ein oberster Gerichtshof dem Ge- 
meinsamen Senat eine Äußerung seines zuständigen 
Senats zu der Rechtsfrage vorlegen. 

(3) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Senats 
teilt die eingegangenen Äußerungen den am Ver- 
fahren Beteiligten mit. 

§ 13 

Beteiligte am Verfahren 

(1) Die am Verfahren vor dem vor legenden 
Senat Beteiligten sind auch am Verfahren vor dem 
Gemeinsamen Senat beteiligt. Sie sind in dem Vor- 
legungsbeschluß zu bezeichnen. 

(2) Der Generalbundesanwalt beim Bundes- 
gerichtshof kann sich am Verfahren auch beteiligen, 
wenn er nach den für einen beteiligten Senat gel- 
tenden Verfahrensvorschriften berechtigt ist, am 
Verfahren mitzuwirken. Der Vorsitzende des Ge- 
meinsamen Senats gibt dem Generalbundesanwalt 
von solchen Verfahren Kenntnis. 

(3) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Senats 
soll dem Generalbundesanwalt, auch wenn er am 
Verfahren nicht beteiligt ist, Gelegenheit zur Äuße- 
rung geben, wenn die vorgelegte Rechtsfrage für 
das Rechtsgebiet, für das der Generalbundesanwalt 
zuständig ist, Bedeutung hat. Die Äußerung ist 
den am Verfahren Beteiligten mitzuteilen. 

(4) Absätze 2 und 3 gelten für den Ober- 
bundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht ent- 
sprechend. 

§ 14 

Aufgabe der früheren Rechtsprechung 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 12 

unverändert 


§ 13 

Beteiligte am Verfahren 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Absätze 2 und 3 gelten für den Ober- 
bundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht, den 

Bundesdisziplinaranwalt und den Bundeswehrdiszi- 
plinaranwalt entsprechend. 

§ 14 

unverändert 


Schließt sich der Senat des obersten Gerichtshofs, 
von dessen Entscheidung abgewichen werden soll. 
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innerhalb eines Monats durch Beschluß der Rechts- 
auffassung des vorlegenden Senats an, so ist das 
Verfahren einzustcllen. Die Frist beginnt mit dem 
Eingang des Vorlegungsbeschlusses bei dem ober- 
sten Gerichtshof, von dessen Entscheidung abge- 
wichen werden soll. Sie kann von dem Vorsitzen- 
den des Gemeinsamen Senats verlängert werden. 

§ 15 

Gegenstand der Entscheidung 

(1) Der Gemeinsame Senat entscheidet ohne 
mündliche Verhandlung durch Beschluß nur über 
die Rechtsfrage. Vor der Entscheidung ist den am 
Verfahren Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 


(2) Der Beschluß ist zu begründen und den Be- 
teiligten zuzustellen. 

§ 16 

Wirkung der Entscheidung 

Die Entscheidung des Gemeinsamen Senats ist 
in der vorliegenden Sache für das erkennende 
Gericht bindend. 

§ 17 
Kosten 

(1) Das Verfahren vor dem Gemeinsamen Senat 
ist kostenfrei. 

(2) Außergerichtliche Kosten werden nicht er- 
stattet. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 18 

Erweiterung der Revisions- und Vorlegungsgründe 

(1) Hat ein Gericht die Revision oder die Rechts- 
beschwerde zuzulassen, wenn es von einer Ent- 
scheidung eines obersten Gerichtshofs abweicht, so 
ist die Revision oder die Rechtsbeschwerde auch 
zuzulassen, wenn das Gericht von einer Entschei- 
dung des Gemeinsamen Senats abweicht. Findet die 
Revision oder die Rechtsbeschwerde an einen ober- 
sten Gerichtshof bei einer Abweichung von dessen 
Entscheidung ohne Zulassung statt, so ist die Revi- 
sion oder Rechtsbeschwerde auch bei einer Abwei- 
chung von einer Entscheidung des Gemeinsamen 
Senats zulässig. 

(2) Hat ein Gericht eine Sache einem obersten 
Gerichtshof vorzulegen, wenn es von dessen Ent- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 15 

Gegenstand der Entscheidung 

(1) Der Gemeinsame Senat entscheidet auf Grund 
mündlicher Verhandlung nur über die Rechtsfrage. 

Mit Einverständnis der Beteiligten kann der Ge- 
meinsame Senat ohne mündliche Verhandlung ent- 
scheiden. Findet keine mündliche Verhandlung statt, 

so ist vor der Entscheidung den am Verfahren Be- 
teiligten Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(2) Die Entscheidung ist zu begründen und den 
Beteiligten zuzustellen. 

§ 16 

unverändert 


§ 17 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 18 

unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Scheidung abweichen will, so hat das Gericht die 
Sache dem obersten Gerichtshof auch vorzulegen, 
wenn es von einer Entscheidung des Gemeinsamen 
Senats abweichen will. 


§ 19 

Änderung des Richterwahlgesetzes 

Das Richterwahlgesetz vom 25. August 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 368) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

»§ 1 

(1) Die Richter der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes Vv erden von dem zuständigen Bundes- 
minister gemeinsam mit dem Richterwahlaus- 
schuß berufen und vom Bundespräsidenten 
ernannt. 

(2) Bei der Berufung eines Richters an einen 
obersten Gerichtshof wirkt der für das jeweilige 
Sachgebiet zuständige Bundesminister mit." 

2. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Mitglieder kraft Amtes im Ausschuß, der 
die Richter eines obersten Gerichtshofs wählt, 
sind die Landesminister, zu deren Geschäfts- 
bereich die diesem obersten Gerichtshof im 
Instanzenzug untergeorneten Gerichte des Lan- 
des gehören." 

§ 20 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

§ 172 Abs. 1 Satz 1 der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung vom 1. August 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 565), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. De- 
zember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067), erhält fol- 
gende Fassung: 

„Die bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwälte dürfen nur vor dem Bundesgerichts- 
hof, den anderen obersten Gerichtshöfen des Bun- 
des, dem Gemeinsamen Senat der obersten Ge- 
richtshöfe und dem Bundesverfassungsgericht auf- 
treten." 

§21 § 21 

Änderung der Bundesgebührenordnung entfällt 

für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 907), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 1965 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 577), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des zehnten Abschnitts erhält fol- 
gende Fassung: 

„Gebühren in Verfahren vor Gerichten der Ver- 
fassungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Finanz- 
gerichtsbarkeit sowie vor dem Gemeinsamen 
Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes“. 


§ 20 

unverändert 


§ 19 

unverändert 
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2. §113 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Verfahren vor Verfassungsgerichten und 
vor dem Gemeinsamen Senat der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes" . 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In sonstigen Verfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht oder dem Verfassungs- 
gericht eines Landes sowie in Verfahren vor 
dem Gemeinsamen Senat der obersten Ge- 
richtshöfe des Bundes gelten die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts sinngemäß." 

§ 22 

Änderung von Bezeichnungen 

Soweit in anderen Gesetzen und Verordnungen 
die Bezeichnung „oberes Bundesgericht" verwendet 
wird, tritt an ihre Stelle die Bezeichnung „oberster 
Gerichtshof des Bundes". 


§ 22 

Änderung von Bezeichnungen 

Soweit in anderen Gesetzen und in Verordnungen 
die Bezeichnung „oberes Bundesgericht" verwendet 
wird, tritt an ihre Stelle die Bezeichnung „oberster 
Gerichtshof des Bundes". 


§ 23 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 24 § 24 

Inkrafttreten unverändert 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


§ 23 

unverändert 
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